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			Gegen „Steuerparadiese“ und „Geierfonds“

			Cristina beim G20-Gipfel in St. Petersburg / Bilaterale Gespräche
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			Cristina mit dem chinesischen Präsidenten Xi Jinping. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Den Kampf gegen „Steuerparadiese“ und „Geierfonds“ voranzubringen, waren zentrale Anliegen von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner beim G20-Treffen im russischen St. Petersburg. Die Staatschefin nutzte die Gelegenheit auch zu verschiedenen bilateralen Gesprächen, um für die argentinische Positionen zu werben und Handelsbeziehungen zu vertiefen. Einen möglichen Militärschlag gegen Syrien bewertete Kirchner als „unheilvoll“. 

			Gegenüber der Presse strich Cristina als argentinischen Erfolg heraus, dass in der Abschlusserklärung des Gipfels nicht mehr von „Steuerparadiesen“, sondern von „Steuer-Verstecken“ die Rede sei. „Dafür habe ich seit langer Zeit gekämpft“, freute sich Kirchner, die zuletzt selber in Erklärungsnot geriet, da sie nach einer Asienreise aus ungeklärten Gründen auf den Seychellen Halt gemacht hatte (wir berichteten). Die Inseln im Indischen Ozean gelten als Steueroase.

			Dass indes die „Geierfonds“ in der Abschlusserklärung entgegen dem argentinischen Wunsch keine Erwähnung fanden, lag an der ablehnenden Haltung der USA. „Da müssen Sie schon Obama fragen, wenn Sie ihn hier in einem Gang herumlaufen sehen“, antwortete Kirchner auf Nachfragen von Journalisten. Das Nein der USA zum Ansinnen, das Thema der „Geierfonds“ zu behandeln, wird von politischen Beobachtern auch als mangelnde Bereitschaft Obamas gesehen, die argentinische Regierung im New Yorker Rechtsstreit mit den „Geierfonds“ zu unterstützen. Dort hatte jüngst ein Berufungsgericht entschieden, dass Argentinien im Altschuldenstreit auch diejenigen Gläubiger bedienen muss, die die bisherigen Umschuldungen nicht akzeptiert hatten. Derzeit bemüht sich Argentinien, die Sache zum Obersten Gerichtshof der USA zu bringen. 

			Die Forderungen der Geierfonds gegen den argentinischen Staat bestimmte im Übrigen auch die Flugroute der Präsidentin, die mit ihrem Flugzeug „Tango 01“ Marokko als Zwischenstopp wählte. Denn das nordafrikanische Land gehört zu den Staaten, auf deren Boden keine Pfändungen argentinischen Staatseigentums zu befürchten sind.

			Auch wenn ein Vier-Augen-Gespräch mit Obama nicht zustande kam, hatte Cristina doch Gelegenheit, wichtige bilaterale Unterredungen zu führen. So mit dem chinesischen Präsidenten Xi Jinping, mit dem sie verschiedene Abkommen unterzeichnete, um „die strategische Allianz zwischen beiden Staaten zu vertiefen“. Das „Reich der Mitte“ ist - nach Brasilien – der zweitwichtigste Handelspartner Argentiniens. Cristina hob in die Beteiligung chinesischer Firmen beim Bau der geplanten Kraftwerke „Néstor Kirchner“ und „Jorge Cepernic“ hervor. Auch die Malwinen waren Thema des Gesprächs. China unterstützt die argentinischen Forderungen.

			Weitere Gesprächspartner Kirchners waren der russische Präsident Wladimir Putin, der japanische Premier Shinzo Abe und WTO-Chef Roberto Azevedo.
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			Hilfe in finsteren Zeiten

			Argentinischer Judenhelfer post mortem geehrt

			Buenos Aires (AT/mc) - Anerkennung für Menschlichkeit und Solidarität in finsteren Zeiten. Das jüdische Sozialwerk AMIA würdigte am Dienstag das Wirken des 1953 verstorbenen argentinischen Schuhfabrikanten Alberto Enrique Grimoldi, der während und nach dem Zweiten Weltkrieg die jüdische Familie Leiser tatkräftig unterstützte und half, dass diese in Argentinien ein neues Leben beginnen konnte. 

			Die Leisers aus Berlin hatten in den 30er Jahren eine Kette von Schuhgeschäften. Sie lernten Grimoldi kennen, als dieser in Deutschland war, um sich im Schuhgewerbe weiterzubilden. Als sich die Situation für die Leisers während der NS-Herrschaft zusehends verschlechterte, half Grimoldi der Familie zunächst, Ersparnisse in Argentinien anzulegen. 1938 flohen die Leisers nach Holland. Als das Nachbarland zwei Jahre später von den Deutschen besetzt wurde, wurden die Leisers im Lager Westerbork interniert. „Wir wurden behandelt wie Tiere oder schlechter“, erinnert sich die heute 94-jährige Tochter Liselotte Leiser. In die Vernichtungslager wurde sie nicht deportiert, da es ihnen gelungen war, costa-ricanische Pässe zu erwerben. 

			Grimoldi half zunächst, indem er ein Schuhgeschäft der Leiser in Holland formal übernahm, um es so vor der Enteignung zu schützen. Auch nach dem Krieg, als die Leisers sich auf den Weg nach Argentinien machten, aber in Uruguay festsaßen, da die Regierung Perón ihnen die Einreise verweigerte, half Grimoldi. Er erklärte, dass die Fachkompetenz der Leisers in Sachen Schuhe wichtig für Argentinien sei, sodass die Familie 1948 ins Land kommen konnte. 

			Liselotte Leiser lebt bis heute in Buenos Aires. Vor einiger Zeit nahm sie den Kontakt zur Familie von Alberto Enrique Grimoldi wieder auf, um dessen Nachfahren von der Zivilcourage des Verstorbenen zu berichten. Der „Clarín“ berichtete über dieses Wiedersehen, was, so die Zeitung, die AMIA zur Ausrichtung der Ehrenveranstaltung animiert habe. Zu dieser empfing AMIA-Präsident Leonardo Jmelnitzky neben Liselotte Leiser auch deren Sohn sowie die drei Kinder von Alberto Enrique Grimoldi. Bei dem Treffen wurde die Idee formuliert, dem Staat Israel vorzuschlagen, an der „Allee der Gerechten“ in Yad Vashem einen Baum zu Ehren des Argentiniers zu pflanzen.
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			CFK provoziert Piñera

			Verhältnis zu Chile wegen LAN belastet
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			Zwischen Cristina und ihrem chilenischen Amtskollegen Sebastián Piñera stimmt die Chemie derzeit nicht. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat für Irritationen im Verhältnis zu Chile gesorgt. Via „Twitter“ hatte die argentinische Staatschefin Zweifel angedeutet, ob ihr chilenischer Amtskollege Sebastián Piñera auch tatsächlich seine Anteile an der Fluggesellschaft LAN verkauft habe. Piñera war vor seinem Amtsantritt als Präsident Vorsitzender und Großaktionär des chilenisch-brasilianischen Luftfahrtunternehmens, das unlängst von argentinischen Behörden aufgefordert wurde, den Innenstadtflughafen von Buenos Aires „Aeroparque Jorge Newbery“ zu verlassen (wir berichteten).

			Cristina, die selber Beteiligungen an mehreren Hotelunternehmen besitzt, „twitterte“ am Sonntag: „Kann sich jemand vorstellen, Aerolíneas Argentinas wäre mein Eigentum und ich würde es ‚verkaufen‘, wenn ich zur Präsidentin gewählt werde?“ Vor allem, dass Cristina das Wort ‚verkaufen‘ in Anführungsstriche setzte und damit Zweifel andeutete, kam bei Piñera und dessen Regierung gar nicht gut an. Chiles Außenminister Alfredo Moreno erklärte in der Zeitung „El Mercurio“, in Chile müssten der Präsident sowie alle Parlamentarier in „totaler Offenheit“ ihr Vermögen und ihre Einkünfte darlegen. Der Staatschef habe bei seinem Amtsantritt in freiwilliger Form seine gesamten Beteiligungen an verschiedenen Unternehmen verkauft, um jeden etwaigen Interessenkonflikt schon im Voraus auszuschließen, so der chilenische Außenminister.

			Heute sei LAN Eigentum Tausender Chilenen, die durch Rentenfonds an dem Unternehmen beteiligt seien, sowie vieler Brasilianer. Das, was die chilenische Regierung interessiere, sei, dass es – unter Einhaltung der Gesetze des Gastlandes – keine „willkürlichen Diskriminierungen“ für LAN oder irgendein anderes Flugunternehmen gebe, so die deutlichen Worte Morenos.

			Cristina versuchte unter der Woche, die Wogen ein wenig zu glätten, indem sie kritische Äußerungen Piñeras zur Komplizenschaft der chilenischen Justiz mit der Militärdiktatur von Augusto Pinochet lobte. Doch es wird sich zeigen, ob dies ausreicht, das belastete bilaterale Verhältnis wieder in Ordnung zu bringen.

			Was die von der Flugaufsichtsbehörde ORSNA angestrengte Räumung des Hangars in „Aeroparque“ betrifft, konnte LAN am Mittwoch einen Teilerfolg erzielen. So verlängerte die zuständige Verwaltungsrichterin Liliana Heiland auf unbefristete Zeit die einstweilige Verfügung, die einen Aufschub der Maßnahme vorsieht.
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			Die Woche in Argentinien

			K-Bürgermeisterin in Bariloche

			Erfolg für das Kirchner-Lager in Bariloche. Bei den Bürgermeisterwahlen in San Carlos de Bariloche setzte sich mit María Eugenia Martini die Kandidatin der „Front für den Sieg“ (FpV) durch. Die K-Peronisten brachten es auf 33 Prozent der Stimmen und verwiesen die „Soziale Volksfront“ mit Spitzenkandidat Gustavo Gennuso auf den zweiten Platz (26,4 Prozent). Das drittbeste Ergebnis erzielte Carlos Valeri, der Gefolgsmann von Río-Negro-Gouverneur Alberto Weretilneck, der es mit der „Großen Front“ auf 22,7 Prozent brachte. Weretilneck gilt zwar eigentlich auch als Verbündeter von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Doch für die Wahlen in Bariloche gelang es nicht, eine einheitliche Liste aufzustellen. Erstmals mit einem Wahlangebot in dem Wintersportort vertreten war die Pro-Partei von Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri, die es mit ihrem Kandidaten Claudio Lueiro auf 6,2 Prozent brachte. Besser als die Radikale Bürger Union und deren Spitzenmann Hugo Castañón mit 5,8 und die Nachbarschaftspartei SUR mit 5,5 Prozent. Die Neuwahlen in Bariloche waren nötig geworden, nachdem der einstige Bürgermeister Omar Goye infolge der Supermarktplünderungen Anfang des Jahres auf Geheiß der Präsidentin des Amtes enthoben wurde. Seitdem hatte Martini interimsmäßig die Geschicke der Stadt gelenkt. Ihr nun durch den Wählerwillen legitimiertes Mandat endet im Dezember 2015.

			Urteil gegen Jaime

			Erste Verurteilung für Ricardo Jaime. Das zuständige Bundesgericht Nr. 2 in Córdoba sah es als erwiesen an, dass der einstige Verkehrsstaatssekretär vorsätzlich versucht habe, Beweismaterial verschwinden lassen zu wollen. Konkret ging es um mehrere Chipkarten, die Jaime bei den Verfahren wegen unzulässiger Bereicherung im Amt belasten könnten. Sie waren bereits beschlagnahmt, als der Ex-Funktionär sich bemühte, sie wieder in seinen Besitz zu bringen. Das Gericht verhängte nun eine Haftstrafe von einem halben Jahr, die auf Bewährung ausgesetzt ist. Zudem darf Jaime während der nächsten zwei Jahre seinen Wohnort nicht ohne Genehmigung des Gerichtes verlassen. Jaimes Anwalt Marcelo Brito sprach von einem „politischen Urteil“. Das Gericht habe den Boden des Gesetzes verlassen. Wäre der Angeklagte ein anderer gewesen, hätte es bei der vorliegenden Sachlage nie einen Prozess gegeben, so der Verteidiger. Auf den einstigen Verkehrspolitiker kommen möglicherweise noch weitere Urteile das zu. Derzeit laufen bereits sechs Prozesse gegen ihn. In 15 weiteren Fällen wird Anklage geprüft. Meist geht es um den Vorwurf der Bereicherung im Amt.

			Menem vor Gericht

			Für den einstigen Staatspräsident und heutigen Senator Carlos Menem ist 2013 kein einfaches Jahr. Bereits im vorigen Juni wurde der peronistische Politiker zu sieben Jahren Haft wegen Beteiligung an illegalen Waffengeschäften verurteilt. Seit Montag muss er sich nun im Gerichtsgebäude „Comodoro Py“ einem weiteren Prozess stellen, bei dem ihm vorgeworfen wird, im Jahr 2000 eine falsche Einkommenserklärung abgegeben zu haben. Konkret wird Menem bezichtigt, ein Konto in der Schweiz verschwiegen zu haben. Auf dieses, so der Verdacht, sollen Schmiergelder geflossen sein. Menem bestreitet die Vorwürfe. Der 83-Jährige ist trotz der eingangs erwähnten Verurteilung auf freiem Fuß, da das Urteil aufgrund seiner Immunität als Senator nicht vollstreckt werden kann. Diesen Schutz aufzuheben, scheiterte bislang an der Kirchner-Mehrheit im Oberhaus. Von daher mögen es auch taktische Gründe gewesen sein, weshalb Menem am Rande des ersten Verhandlungstages gegenüber Journalisten erklärte, die Regierung im Senat weiter unterstützen zu wollen.

			Beliebter Metrobus

			Die Hauptstadtregierung hat eine erste positive Zwischenbilanz des vor einem Monat eingeführten Metrobus-Systems auf der „9 de Julio“ gezogen. So sei bei der Zahl der Bus-Fahrgäste ein Zuwachs um zehn bis 15 Prozent festzustellen gewesen, berichtete die Stadtverwaltung unter Berufung auf Informationen von den Busgesellschaften. Das liege zum einen daran, dass die Busse nun über die Hauptverkehrsader der Stadt führen und weniger die Nebenstraßen benutzten. Zum anderen sei das Busfahren durch die exklusiven Fahrbahnen in der Straßenmitte schneller und attraktiver geworden. Doch auch der Verkehr insgesamt auf der „9 de Julio“ bzw. deren direkten Parallelstraßen („Cerrito“, „Carlos Pelligrini“) sei bedeutend flüssiger geworden, meinte die Stadtregierung. So sparten Autofahrer in den Hauptverkehrszeiten bis zu 60 Prozent der zuvor benötigten Zeit ein. Die Stadtregierung hat in der jüngeren Vergangenheit insgesamt drei Metrobus-Linien eingerichtet. Die erste auf der „Juan B. Justo“. Es folgten nun die „9 de Julio“ und der „Metrobus Süd“. Insgesamt nutzen rund 600.000 Passagiere täglich das Metrobus-Netz, das eine Streckenlänge von 38,5 Kilometer aufweist.

			Baustopp verfügt

			Die Justiz hat die Renovierungsarbeiten am Wohnhaus des 1912 verstorbenen Schriftstellers Evaristo Carriego im Stadtteil Palermo gestoppt. Das Berufungsgericht für Verwaltungsangelegenheiten gab somit einem Antrag von Anwohnern gegen die Maßnahme der Hauptstadtregierung statt. In erster Instanz waren die Kläger noch unterlegen. Die Stadtregierung hatte ihrerseits die Baumaßnahmen mit dem Ziel begründet, mehr Platz für die Carriego-Bibliothek zu schaffen. Dabei war bereits das Arbeitszimmer des Poeten abgerissen worden. Die Richter der Berufungsinstanz verfügten nun per einstweiliger Verfügung einen Baustopp, bis der Rechtsstreit in der Sache geklärt ist. Die Juristen nahmen in ihrem Beschluss auf die städtische Verfassung Bezug, die den Schutz historisch oder kulturell wichtiger Gebäude vorsieht. Carriego wohnte bis zu seinem Tod in dem Haus in der Straße „Honduras“ 3784. Größere Bekanntheit erlangte er nicht durch seine eigenen Werke, sondern durch die Biographie, die Jorge Luis Borges über ihn schrieb. (AT/mc)
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			Peronisten unter sich

			Wer sich die argentinische Parteienlandschaft näher anschaut, stellt überrascht fest, dass mehrere Politiker sich selber als Peronisten verstehen, aber gegeneinander auftreten. Peronisten sind Anhänger des Parteigründers General Juan Domingo Perón, der 1974 während seines dritten Mandats als Präsident verstarb, während Argentinien im politischen Chaos vom Terrorismus überschattet wurde.

			Seither gibt es nach wie vor die Justizialistische Partei, vormals peronistische Partei, die angibt, über zwei Millionen Mitglieder zu haben. Parteimitglieder sind in Argentinien keinesfalls beitragszahlende Menschen, sondern nur Anhänger, die irgendwann ein Parteibuch erhielten, aber sonst nichts tun. Die Justizialistische, auf Deutsch Gerechtigkeitspartei, musste auf ihren ursprünglichen Namen als peronistische Partei verzichten, als landesweit verboten wurde, Parteien mit Namen von Politikern zu bezeichnen, wie es bei der Peronistischen Partei der Fall war.

			Die PJ, wie sie im Kürzel benannt wird, fristet derzeit ein stilles Dasein. Seit Expräsident Néstor Kirchner 2010 plötzlich verstarb, übernahm Gouverneur Daniel Scioli von der Provinz Buenos Aires stellvertretend den Vorsitz. Die Partei fristete unter Cristina Kirchner ein stilles Leben, ihre Führungsorgane traten nicht mehr zusammen, was unter anderem bewirkte, dass der mächtige Chef der Lastwagenfahrergewerkschaft Hugo Moyano vom Vorsitz der Partei in der Provinz Buenos Aires und als Mitglied des nationalen Parteitags zurücktrat, weil sich in der Partei nichts bewegte.

			Neuerdings hat Gouverneur Scioli die peronistischen Provinzgouverneure in der Provinz Corrientes zu einer informellen Zusammenkunft eingeladen und dabei den Vorschlag gemacht, dass die Partei künftig in parteiinternen Vorwahlen ihren Präsidentschaftskandidaten küren sollte. Das läuft auf eine echte Kandidatenvorwahl hinaus, wie es die Partei nur einmal 1988 geübt hat, als Carlos Saúl Menem, Gouverneur von La Rioja, Antonio Cafiero, Gouverneur der Provinz Buenos Aires, besiegte. Seither hat die Partei keinen Präsidentschaftskandidaten in Vorwahlen gekürt. Der Parteitag pflegte den Kandidaten aufzustellen, nachdem sich die möglichen Kandidaten untereinander geeinigt hatten.

			Der Vorschlag Sciolis sollte für die Nachfolge der jetzigen Präsidentin sorgen, da die abermalige Wiederwahl 2015 ausdrücklich verboten ist, weil sie nicht über die Zweidrittelmehrheit in beiden Kammern für eine Verfassungsreform verfügt. Das soll dann in parteiinternen Wahlen erfolgen wie anno 1988.

			In der jetzigen Parteienlandschaft gibt es die traditionelle PJ als Mittelpunkt der von Néstor Kirchner geschaffenen Allianz mit kleinen Parteien, genannt Front für den Sieg. Andere PJ-Politiker führen eigene Parteien und verstehen sich ebenfalls als Peronisten, darunter Sergio Massa, Bürgermeister von Tigre, der derzeit die wahlpolitische Szene beherrscht, und Francisco de Narváez mit einer eigenen Partei, der sich auch als Justizialist, aber außerhalb der traditionellen PJ, versteht.

			Sollte der Vorschlag von Scioli fruchten, dann blüht 2014 oder spätestens Anfang 2015 eine parteiinterne Vorwahl wie 1988, indem alle Parteimitglieder aufgefordert werden, gleich in welchen Absplitterungen sie sich derzeit befinden.
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			Randglossen

			Kaum in Sankt Petersburg angereist, entlud Präsidentin Cristina Kirchner ihre politische Wut mit zahlreichen Tweets gegen alle Andersdenkenden, als ob sie Alleinherrscherin der politischen Szene Argentiniens wäre, was sie spä-testens seit der phänomenalen Niederlage in den Primärwahlen vom 11. August nicht mehr ist. Namentlich kennzeichnete sie nur den Regierungschef der Stadt Buenos Aires, Mauricio Macri, als ihren politischen Gegner, dem sie unterstellte, er habe die Gegner mit einem roten  Kreis identifiziert, über dessen Inhalt niemand Auskunft gibt. Für die Präsidentin sind alle Gegner gesteuert von dunklen Kräften, die sich verbergen und ihre Strohmänner benutzen, um die Regierung zu diffamieren, als ob Meinungsverschiedenheiten nicht das Wesen einer funktionierenden Demokratie wären.

			Mit dem Präsidenten der Nachbarrepublik Chile, Sebastián Piñera, hat sich die Präsidenten ebenfalls verkracht, weil er seine Aktien der Fluggesellschaft LAN vor seinem Antritt als Präsident verkauft hatte, eine völlig normale Handlung in einer funktionierenden Demokratie ohne Korruption. Das Geständnis des Leiters von Aerolíneas Argentinas, dass er von der Präsidentin gefordert habe, LAN-Flüge in Argentinien zu kassieren, damit Aerolíneas Argentinas das horrende Defizit von zwei bis drei Milliarden Dollar dank Tarifanhebungen ohne Konkurrenz, lies mit echtem Monopol, reduzieren kann, führte dazu, dass der Fraktionschef der Regierungspartei sich im Senat für den Ausrutscher des AA-Vorsitzenden entschuldigen musste, der die Parlamentarier als Nichtstuer verunglimpft hatte. Schweigen ist in der Politik mitunter Gold wert.

			Syrienkrise, Wachstum und Weltwirtschaft. Es gab schon wichtige Themen beim G20-Treffen in St. Petersburg. Aber was zählt das alles im Vergleich zu den Malwinen? Jenen abgelegenen Inseln im Südatlantik, auf denen sich vor 180 Jahren die Briten eingenistet haben und die Argentinien trotzdem beharrlich für sich beansprucht. Auch in der einstigen Residenzstadt der russischen Zaren konnte Präsidentin Kirchner nicht von diesem Thema lassen und fand in ihrem chinesischen Amtskollegen Xi Jinping auch einen Gleichgesinnten. Der Chinese erklärte sich solidarisch mit den argentinischen Forderungen. Im Gegenzug unterstützt die Präsidentin die Ein-China-Politik der Volksrepublik, die die Souveränität der Inselrepublik Taiwan in Frage stellt. Ansonsten darf man sich aber schon fragen, was ein chinesischer Politiker mit dem Malwinen-Konflikt zu tun hat.

			Beim Essen hört die Freundschaft auf, lautet ein Sprichwort. Das scheint sich auch für die rot-grünen Koalitionspläne zu bewahrheiten. Den von den Grünen geforderten „Veggie-Day“ in deutschen Kantinen wird die SPD jedenfalls nicht unterstützen. Es kriselt aber nicht nur die Beziehung der beiden Parteien, sondern auch deren Fundament: die Wählerstimmen. In der neuen Umfrage des ZDF-Politbarometers sinken die Grünen auf nur 10%. Insgesamt liegt Rot-Grün damit bei 36%, 11 Punkte hinter Schwarz-Gelb. Dennoch geben sich die Parteispitzen betont optimistisch. Ebenso betont wird bei der SPD die strikte Absage an die Linke. Fragt sich nur, wem die beiden Parteien hier etwas vormachen wollen. Sich selbst oder den Wählern? Die geplante rot-grüne „Hochzeit aus Liebe“ scheint jedenfalls zu scheitern zugunsten einer „Zwangshochzeit“ der SPD mit der CDU oder womöglich der Linken. Wenn Schwarz-Gelb bleibt, dann sogar keins von beidem. Das würde dann auch Steinbrücks Traum, „King of Kotelett“ zu werden, zerplatzen lassen.
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			Hohes Defizit der Staatsfinanzen im 1. Halbjahr

			Mit einer Verspätung von fast anderthalb Monaten hat das Schatzamt die Zahlen für Juni und das 1. Halbjahr 2013 veröffentlicht. Das echte (als „finanziell“ bezeichnete) Defizit lag im Juni mit $ 4,38 Mrd. um 16,23% über dem gleichen Vorjahresmonat, und im ersten Halbjahr 2013 mit $ 13,79 Mrd. um 33% über dem Vorjahr.

			Das primäre Ergebnis, bei dem die Zinsen nicht berücksichtigt werden, verzeichnet im Juni 2013 mit $ 156 Mio. eine spürbare Verbesserung gegenüber dem Defizit von $ 4,38 Mrd. vom Juni 2012. Im 1. Halbjahr 2013 wurde ein primärer Überschuss von $ 4,73 Mrd. erreicht, gegen $ 4,89 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode. 

			Die Zinsen der Staatsschuld betrugen im 1. Halbjahr 2013 $ 18,58 Mrd., 20% mehr als im Vorjahr. Die Zunahme wäre wesentlich höher gewesen, wenn die mit dem CER-Index berichtigte Pesoschuld richtig indexiert würde. Die Fälschung des Preisindizes des INDEC überträgt sich direkt auf den CER-Index und verwässert diesen Teil der Staatsschuld.

			Die laufenden Einnahmen des Nationalstaates wurden im 1. Halbjahr 2013 durch Zuwendungen der ZB und der ANSeS aufgebläht. Ohne diese Mittel steigt das echte Defizit auf $ 32,43 Mrd., 35% über dem Vorjahr. Die ZB-Mittel stammen aus Gewinnabhebungen, wobei jedoch der Gewinn vornehmlich auf die Abwertung zurückzuführen ist, die den Betrag der Devisenreserven, in Pesos ausgedrückt, erhöht und einen Inflationsgewinn schafft, der bei ordentlicher Buchhaltung als Reserve gebucht werden müsste und auf keinen Fall abgehoben werden dürfte. Bei der ANSeS handelt es sich um den Gewinn, den der Sonderfonds erwirtschaftet, der auf Grund der Übernahme der von den privaten Rentenkassen verwalteten Sparfonds der Beitragenden gebildet worden war. Dieser Fonds, der formell als Sicherung für die Zahlung von Pensionen, Hinterbliebenenrenten u.a. Renten gilt, müsste somit mit dem Gewinn (der zum grossen Teil auch einer reiner Inflationsgewinn ist) kapitalisiert werden, oder eben für Zahlung der an Rentner geschuldeten Beträge eingesetzt werden. Es klingt sonderbar, dass die ANSeS auf der einen Seite behauptet, den Rentnern die Beträge nicht zahlen zu können, auch wenn Urteile des Obersten Gerichtshofes in diesem Sinn bestehen, und auf der anderen Seite, dem Schatzamt Mittel überträgt, die ausdrücklich für die Rentner bestimmt sind.

			Für ganz 2013 rechnet der Wirtschaftler Miguel Bein mit einem echten Defizit von ca. $ 90 Mrd., von dem die Hälfte mit Zuwendungen der ZB, der ANSeS, der Banco Nación und verschiedener staatlicher Ämter gedeckt wird, so dass das Defizit, das das Schatzamt zugibt, auf die Hälfte schrumpft. 

			Die gesamten laufenden Einnahmen (mit ZB und ANSeS) lagem im Juni mit $ 50,60 Mrd. um 26,6% über dem Vorjahr. Im 1. Halbjahr 2013 erreichten die Einnahmen $ 329, 82 Mrd., 28,8% über dem Vorjahr.

			Die laufenden Ausgaben lagen im Juni um 24,4% über dem Vorjahr und waren im 1. Halbjahr mit $ 304,06 Mrd. um 27,7% höher als im Vorjahr. Die Kapitalausgaben (im Wesen für Staatsinvestitionen) stiegen um 38% auf 39,58 Mrd. Hier spielen sowohl die Fertigstellung des Kernkraftwerkes Atucha II, wie die des Wärmekraftwerkes in Rio Turbio eine wichtige Rolle. Der offizielle Bericht weist besonders auf die Erhöhungen der Sozialausgaben (ANSeS) um 28,6% hin, die auf die automatischen Rentenerhöhungen zurückzuführen sind. 
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			Harte Kritik der WHO an Argentinien 

			Über 32 Mitgliedsländer der Welthandelsorganisation (mit Sitz in Genf) beschwerten sich mit Vehemenz über die argentinischen Wirtschaftspraktiken. Diese Beschwerden wurden schon im März vorgelegt, doch erst jetzt bekanntgegeben. Die Einwände bezogen sich insbesondere auf die Ausweitung der Lizenzpflichten auf weitere Zollpositionen, die Erhöhung der Zollsätze für einzelne Waren, sowie weitere Massnahmen, die dazu führen, die Freigabe der Importe ohne konkrete Spielregeln und Kriterien zu beschränken. Bemängelt wurde ausserdem, dass Argentinien seine um u$s 9 Mrd. bezifferten Schulden mit dem Pariser Klub immer noch nicht beglichen habe. Nicht einmal Verhandlungen finden darüber statt. Dies behindert Kapitalgüterlieferungen, die normalerweise mit weichen Krediten begleitet werden, die für Deutschland, Italien u.a. Staaten von Bedeutung sind.

			Die Kritiken zielen im Einzelnen in vielen Richtungen. So bemängelte der norwegische Botschafter den Transparenzmangel bei den Normen über Zollpositionen. Die Schweiz zielte ihre Kommentare auf dem mangelnden Urheberschutz. Die Botschafter der EU kritisierten mit Härte, dass Argentinien YPF verstaatlicht hätte, ohne dabei die spanische Repsol zu entschädigen. Die USA beklagten  sich über die Tendenz der Erhöhung von Importzöllen. Japan bemängelte die Pflicht der Unternehmen, von der Zentralbank eine Genehmigung zu erhalten, wenn man jährliche Importzahlungen für Beträge über u$s 100.000 ausgleichen muss. 

			Es besteht überhaupt kein Zweifel, dass die argentinische Regierung die Normen der WHO, der sich das Land angeschlossen hat, schwer verletzt hat. Bisher wurde dies stillschweigend toleriert; doch gelegentlich führt dieses Verhalten zum Ausschluss aus der Organisation. Auf alle Fälle kann Argentinien unter diesen Umständen nicht gegen Verletzungen der WHO-Normen durch andere Länder klagen, die Argentinien einen Schaden zufügen. Das bezieht sich konkret auf das Verbot des Importes von gekühltem und gefrorenem Rindfleisch durch die USA, und das Importverbot für Zitronen, auch der USA, das System der beweglichen Importzölle für Rindfleisch der EU, die Differenzialzölle der EU zwischen Rohstoffen und dem mit diesen verarbeiteten Produkten (Sojabohne und Sojaöl, Rinderhäute und Leder, u.s.w.), bei denen sich ein Zollsatz für den Mehrwert des industriellen Produktes ergibt, der weit über der zugelassenen Höchstgrenze liegt. 
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			Steuereinnahmen im August: +25,5%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, lagen im August mit $ 75,86 Mrd. um 25,5% über dem gleichen Vorjahresmonat und in 8 Monaten mit $ 583,09 Mrd. um 28,1% über dem Vorjahr. Hochgerechnet auf das ganze Jahr ergibt dies $ 845,85 Mrd., also mehr als das Plansoll von $ 820,96 Mrd., was AFIP-Direktor R. Echegaray hervorhob. Bei der Hochrechnung wird jedoch die Inflation der letzten vier Monate nicht berücksichtigt, so dass das Jahresergebnis nominell noch höher ausfallen dürfte. Die Zunahme entspricht etwa der des BIP zu laufenden Werten. Das Ergebnis war bei den einzelnen Steuern wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 15,66 Mrd., mit +27,9% gegenüber dem Vorjahr. Hier hätte die Zunahme wegen der Inflationswirkung grösser sein sollen. Real deutet dies vornehmlich auf geringere Unternehmensgewinne hin.

			- Mehrwertsteuer: $ 22,34 Mrd., mit +32,1 gegenüber dem Vorjahr. Dabei hat das Steueramt $ 14,81 Mrd. (+25,4%) direkt eingenommen und das Zollamt $7,71 Mrd. (+51,2%) einbehalten. Dies deutet auf eine Importzunahme hin. Indessen lag der Erlös von Importzölle mit $ 1,99 Mrd. nur um 16,9% über dem Vorjahr. 

			- Exportzölle: $ 6,87 Mrd. (+15,1%). Dieses Ergebnis reimt sich nicht mit der stark gestiegenen Ernte von Sojabohne und Mais zusammen, die auch im August in grösseren Mengen exportiert werden. Offensichtlich haben die Landwirte einen grossen Teil der Ernte einbehalten, in Erwartung höherer Preise.

			- Schecksteuer: $ 5,04 Mrd. (+29,7%). Der Erlös dieser Steuer begleitet die Entwicklung des BIP zu laufenden Werten, jedoch mit einer leicht steigenden Tendenz.

			- ANSeS-Beiträge: Die Einnahmen des Systems der sozialen Sicherheit (hauptsächlich Pensionierungsbeiträge von Arbeitgebern und –nehmern) lagen im August mit $ 18,49 Mrd. um 27,6% über dem Vorjahr. Das beruht auf Lohnerhöhungen und einer leicht gestiegenen legalen Beschäftigung.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,705, um 0,62% über der Vorwoche und um 15,84 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 36,71 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,808, zum 30.12.13 bei $ 6,173, und zum 31.03.14 bei $ 6,535. Der Terminkurs per April 2014 lag um 29,54% über dem Kurs von Ende April 2012. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 9,30.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 6,46% und liegt 46,30% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 4,75% und notierten 3,19% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen gegenüber der Vorwoche 1,47% und gegen Ende 2012 um 5,42%. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 2,88% und seit Ende 2012 3,16%. Boden 2014 wiesen gegenüber der Vorwoche ein Plus von 0,76% und seit Jahresanfang eines von 9,16% aus. Global 2017 Arg. gewannen 1,27% und liegen 9,60% im Minus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 166,36 (Vorwoche $ 170,62) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 237,66 (Vorwoche $ 243,74).

			***

			Der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli schreibt in der Zeitung „Clarín“ (6.9.13), dass die US-Regierung schon vor zwei Monaten, nach einer Unterredung von Präsident Barack Obama mit William Lindquist (der im Schatzamt für Argentinien zuständig ist) und Christopher McMullen (der im Staatsdepartement die argentinische Problematik behandelt), beschlossen hat, im Fall des Prozesses der Geiferfonds gegen Argentinien, keinen „amicus curiae“ zu Gunsten Argentiniens beim Berufungsgericht von New York einzubringen. Argentinien wurde von der US-Regierung als ein „nicht-Alliierter“ eingestuft. Diese Haltung hat Obama bei der Konferenz der Gruppe der G-20 eingenommen. Lindquist war Anfang Mai in Buenos Aires, wo er Unterredungen mit Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino und ZB-Präsidentin Mercedes Marcó del Pont hatte. Er berichtete danach an seine Regierung, dass Argentinien kein Interesse habe, das Problem der ausstehenden Schuld zu lösen. Ausserdem wies er darauf hin, dass die argentinische Wirtschaft grosse Probleme aufweise. Er warnte auch über den Vorstoss der argentinischen Regierung gegen private Unternehmen und Verträge unter Privaten. 

			***

			Bonelli berichtet ebenfalls, dass CFK ihren Aufenthalt in Russland benutzte, um mit einem Vertreter Spaniens über eine Lösung für Repsol zu verhandeln. Sie soll dabei angeblich u$s 1,5 Mrd. als Entschädigung für die enteigneten (in Wirklichkeit konfiszierten) Aktien geboten haben. Repsol fordert u$s 10 Mrd., und Argentinien soll angeblich bereit gewesen sein, u$s 5 Mrd. zu zahlen. Warum der Betrag jetzt so stark verringert wurde, wurde nicht erklärt. Angeblich besteht YPF-Präsident Miguel Galuccio auf der Notwendigkeit einer Lösung des Konfliktes mit Repsol, da sonst weitere bitter notwendige Investitionen in „Vaca Muerta“ gehemmt werden.

			***

			Die Vereinten Nationen haben Kredite an Argentinien im Rahmen des Förderungsprogrammes für wirtschaftliche Entwicklung (PNUD) wegen Korruptionsverdacht gebremst. Eine Buchprüfung habe festgestellt, dass u$s 30 Mio. von einem Kredit von u$s 99 Mio. fehlen, der für die Modernisierung des Personalausweises DNI gewährt wurde. Die Unterstaatssekretärin für Koordinierung des Innen- und Transportministeriums, María Lourdes Giménez, musste aus diesem Grund schon zurücktreten. Sie lebt jetzt in Europa. 

			***

			Die nationale Wertpapierkommission (Comisión Nacional de Valores, CNV) hat am Mittwoch die Reglementierung des neuen Kapitalmarktgesetzes bekanntgegeben. Es handelt sich um einen Text von 700 Seiten, der sehr in Einzelheiten eingeht. Der wichtigste Aspekt der Ausführungsbestimmen besteht darin, dass ein Vertreter der CNV auf Antrag eines Minderheitsaktionärs (der über 2% des Kapitals hält), nicht nur bei den Generalversammlungen anwesend sein kann (wo die CNV ohnehin bei kotierten Gesellschaften immer präsent ist), sondern auch bei den Sitzungen des Direktoriums.

			***

			Die Zahl der Auslandsreisenden lag in 7 Monaten 2013 mit 1,58 Mio. um 9,9% über der gleichen Vorjahresperiode, während die der einreisende Touristen um 8,7% auf 1,32 Mio. abnahm, berichtet das INDEC. Diese Statistik bezieht sich nur auf Reisende, die die Flugplätze Aeroparque, Ezeiza und Córdoba, sowie den Hafen von Buenos Aires, verwenden. Mit anderen Flugplätzen und anderen Grenzorten gelangt man zu höheren Zahlen. Die lokaln Auslandsreisenden beanspruchen (so weit es ihnen gestattet wird) Devisen zum offiziellen Kurs, während die einreisenden Touristen zunehmend auf den schwarzen Devisenmarkt übergehen. 

			***

			Luis Gelid, Produktionsminister der Provinz Santiago del Estero, weist in einem Artikel in der Zeitung „La Nación“ (31.813) auf den grossen Forstchritt der Landwirtschaft in dieser sehr trockenen Provinz hin. In den letzten 15 Jahren habe Santiago del Estero die Ackerbaufäche verdoppelt und die landwirtschaftliche Produktion versechsfacht. Dies sei einmal durch die direkte Aussaat erreicht worden (die die Bodenfeuchtigkeit erhält), dann aber auch durch die rationelle Verwendung des Wassers, mit Erneuerung sämtlicher Kanäle, Bau von mehreren Fernwasserleitungen und Staudämmen, der Ausweitung des Stromnetzes um 4.000 km und der Förderung der Rinderwirtschaft mit weichen Krediten der Banco Nación. Der allgemeine technologische Fortschritt der Landwirtschaft (besseres Saatgut, Einsatz von Düngemitteln u.s.w.) hat auch mitgewirkt. Die Provinz erzeugt schon ca. 1,5 Mio. Jato Sojabohne und insgesamt ca. 3 Mio. Jato Getreide und Ölsaat, hat den Rinderbestand in 10 Jahren auf 1,7 Mio. Tiere verdoppelt, und hat mit rund 1 Mio. Ziegen den grössten Bestand des Landes. 

			***

			Der Index der Bauwirtschaft, den das statistische Amt (INDEC) monatlich veröffentlicht, lag im Juli 2013 um 2,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, jedoch um 1,2% unter Juni 2013. Die ersten 7 Monate 2013 liegen um 3,3% über dem Vorjahr. Die höchsten interanuellen Einzelzunahmen bei Baumaterialien entfielen im Juli 2013 auf Asphalt (+27,1%), Rundeisen (+12) und Zement (+11,1%). Die Zunahme bei Asphalt ist auf mehr Strassenreparaturen in Gemeinden zurückzuführen, die von Rundeisen und Zement auf den Beginn von Bauten, bei denen zunächst die Betonstrukturen errichtet werden. Die Zementlieferungen erreichten einen Rekord, über dem von 2011, und die Kapazität der Fabriken ist voll ausgelastet.

			***

			Der Index der Beanspruchung Öffentlicher Dienste, den das INDEC monatlich bekanntgibt, weist für Juli eine interanuelle Zunahme von 7,3% aus, gleichviel wie in den ersten 7 Monaten des Jahres gegenüber denen von 2012. Die Telefonie weist im Juli eine interanuelle Zunahme von 15,6% aus, Strom, Gas und Wasser jedoch nur eine von 0,3%. Der Personentransport verzeichnet indessen eine Abnahme von 3,1%.

			***

			Durch Beschluss der AFIP (Amtsblatt vom 30.8.13) wurde die Erhöhung des steuerfreien Minimums für Arbeitnehmer reglementiert. Wer in einem Monat zwischen Januar und August dieses Jahres über $ 15.000 verdient hat, wird ausgeschlossen. Bei der Berechnung des Lohnes werden ausserordentliche Zulagen, die in weniger als sechs Monaten während dieses Jahres gezahlt worden sind (vornehmlich Extrastunden), und auch der zusätzliche Jahreslohn („aguinaldo“) ausgeschlossen. Wer eine Lohnerhöhung ab September erhält, und dabei mehr als $ 15.000 im Monat bekommt, bleibt dennoch in der allgemeinen Norm eingeschlossen. Das neue steuerfreie Minimum gilt für die Augustlöhne, die im September gezahlt werden. Wenn die Einbehaltung der Gewinnsteuer auf Löhne schon gemäss dem alten Minimum berechnet worden war, muss die Differenz zurückerstattet und nicht bei der AFIP eingezahlt werden. Der Beschluss klärt auch die Fälle von Personen auf, die dieses Jahr keine 8 Monate gearbeitet haben, sowie derjenigen, die erst nach August angestellt werden.

			***

			Die argentinische Regierung hat sich der Verurteilung des Erdölunternehmens Chevron angeschlossen, die die Aussenminister der lateinamerikanischen Staaten bei der Unasur-Konferenz in Surinam in der Vorwoche beschlossen haben. Es handelt sich um die angebliche Kampagne der Firma gegen die Regierung von Ecuador, die von der Firma einen hohen Schadenersatz wegen Umweltschäden fordert. Chevron hat jedoch nachgewiesen, dass das Unternehmen seit 21 Jahren nicht in Ecuador tätig war, auch nicht über eine Filiale von Texaco, die sie übernommen hat. Die angezeigten Umweltschäden seien ausschliesslich auf Verschulden der staatlichen Petroecuador zurückzuführen. Dass die argentinische Regierung Stellung gegen Chevron einnimmt, wirkt störend auf den Vertrag von YPF mit jener Firma. Aussenminister Héctor Timerman ist erneut ins Fettnäpfchen getreten.

			***

			Die Verlängerung der Konzession für die Ausbeutung eines Teils des Schiefergaslagers von „Vaca Muerta“ in der Provinz Neuquén bis 2048 wurde am Freitag der Vorwoche im provinziellen Amtsblatt veröffentlicht und befindet sich somit in Kraft. Dadurch tritt der Vertrag zwischen YPF und Chevron (dessen Wortlaut nicht bekanntgegeben wurde) in Kraft, der die Firma verpflichtet u$s 1,24 Mrd. in binnen 12 Monaten zu investieren. Gouvernuer Sapag sagte beiläufig, in einem Land, das jede Stunde u$s 1,5 Mio. ausgebe, um Erdölderivate und Gas zu importieren, habe „Vaca Muerta“ besondere Bedeutung. 

			***

			Der Konsumentenschutzverein Adecua (geleitet von Sandra Gonzalez) wurde „provisorisch“ von der Unterstaatssekretärin María Lucila „Pimpi“ Colombo vom Register dieser Vereine ausgeschlossen. Es handelt sich um den dritten Fall dieser Art: zunächst wurde der Verein „Consumidores libres“ (von Héctor Polino“) ausgeschlossen und dann „Unión de Consumidores Argentinos“ (geleitet von Fernando Blanco Muiño). Ausserdem wurde der Verein Adelco (der älteste von allen) angewiesen, die Preiserhebungen nicht zu veröffentlichen. Bei Adecua geht es angeblich nicht um die Bekanntgabe der Preiszunahmen, sondern um eine angebliche Zusammenwirkung mit Banken, die bei bestimmten Krediten die Kunden übervorteilt hätten. Hier läuft jedoch ein Prozess, der eine schwache Grundlage hat, wobei Adecua noch nicht verurteilt worden ist, also vorerst unschuldig ist. 

			***

			Die von Hugo Moyano geleitete Gewerkschaftszentrale CGT hat die Arbeitslosigkeit im 1. Quartal auf 16,24% berechnet, gegen nur 7,2% des INDEC. Die CGT geht von einer aktiven Bevölkerung (diejenigen, die effektiv arbeiten, plus die, die eine bezahlte Arbeit suchen) von 18,6 Mio. Menschen aus. Dabei gelangt sie zunächst zu einer Arbeitlosenrate von 9,3% (1,3 Mio. Menschen), der sie jedoch diejenigen addiert, die Subventionen im Rahmen der Sozialprogramme erhalten, die 6,94% der Bevölkerung ausmachen. Das INDEC betrachtert diese Gruppe als beschäftigt, weil sie zu einer Leistung verpflichtet sind. In der Praxis ist diese jedoch minimal oder inexistent, wobei dies ohnehin als ein vorübergehender Zustand angesehen wird. Die CGT weist darauf hin, dass von der aktiven Bevölkerung nur 44,5% voll durch Gesamtarbeitsverträge und das soziale System (Pensionierung, Arbeitsrisikoversicherung und Gesundheitsbeitrag) gedeckt sind, während 35,3% unter prekären Bedingungen arbeiten (Schwarzarbeit). Der Rest entfällt auf Arbeitslose und Unterbeschäftigte.

			***

			Alfonso Prat Gay, Wirtschaftler und ehemalige ZB-Präsident, der gegenwärtig Deputierter für die „Coalición cívica“ ist, erklärte im Fernsehprogramm von Mariano Grondona letzten Sonntag, dass der Abschlag auf die Staatsschuld, der 2005 und 2010 vollzogen wurde, schliesslich nur einen Verlust von bis zu 15% auf den nominellen Betrag darstellen werde. Der Schnitt sei zwar höher gewesen (er sprach von 50% und verneinte, dass es um die 70% gewesen seien), aber der Wachstumscoupon werde bis zum Verfall der neuen Staatsbonds den Verlust zum grössten Teil ausgleichen. Allerdings nur für diejenigen, die den Coupon behalten haben, und wohl auch unter der Voraussetzung, dass das BIP in kommenden Jahren wieder über 3,22% wächst, so dass der Coupon effektiv ausgezahlt wird.

			***

			Über die Hälfte der Einzelhändler hat im August weniger als im Vormonat verkauft. Wie aus einer Umfrage der Argentinischen Handelskammer (CAC) hervorgeht, schwächten Umsatz und Verkauf bei 51,9% der Einzelhändler. 48,2% konnten mehr als im Juli verkaufen, oder zeigten sich mit den erreichten Umsätzen zufrieden.

			*** 

			Die gesamte Förderung von Erdöl lag im Juli mit 2,65 Mio. cbm um 1,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und die von Gas, von 3,55 Mrd. cbm, sank im gleichen Zeitraum um 5,7%. Die Zunahme der Erdölförderung von YPF, das einen Anteil von 35% hat, um 4,7%, konnte die Abnahme bei anderen Unternehmen nicht ausgleichen. Bei der Gasförderung gelang YPF nur eine interanuelle Zunahme von 0,2%. 

			***

			Um 51% auf $ 332 Mio. stieg gegenüber August 2012 der Umsatz mit vordatierten Schecks an der Börse von Buenos Aires, gab das Kapitalmarktinstitut der Börse (IAMC) bekannt. 

			***

			Die Zahl der ungedeckten Schecks stieg im Juli gegenüber dem Vormonat um 58% auf 3,6 Mio., berichtet die ZB. Dennoch handelt es sich nur um 2,6% der gesamten ausgestellten Schecks, die der Verrechnungskammer vorgelegt werden. 

			***

			YPF-Präsident Miguel Galuccio erklärte, er bemühe sich um ein Abkommen mit der mexikanischen Pemex, um das Schiefergaslager von Vaca Muerta auszubeuten. In diesem Sinn hat er sich schon mehrmals mit dem Vorsitzenden von Pemex, Emilio Loyola, getroffen. Galuccio erklärte, mit Chevron genüge es nicht: Argentinien bedürfe weitere Partner, um der abnehmenden Förderung von Erdöl und Gas entgegenzuwirken.

			***

			Die gesamten Bruttoeinnahmen der lokalen Versicherungsanstalten lagen in 12 Monaten zum 30. Juni 2013 bei $ 89,84 Mrd., 35,7% über der vorangehenden 12-Monatsperiode. Die Gesellschaften mit dem höchsten Umsatz waren: 1. La Caja: $ 4,78 Mrd.; 2. Federación Patronal: $ 4,61 Mrd.; 3. Prevención ART: $ 4,37 Mrd.; 4. Mapfre Argentina ART: $ 4,18 Mrd.; 5. Sancor Seguros: $ 3,40 Mrd.; 6. QBE Seguros La Buenos Aires: $ 2,69 Mrd.; 7. San Cristóbal: $ 2,31 Mrd.; 8. Provincia ART: $ 2,16 Mrd.; 9. Asociart ART: $ 2,11 Mrd.;  10. Nación Seguros: $ 2,09 Mrd.

			***

			Die Rentenversicherung Anses gab durch Beschluss 266 bekannt, dass die Beiträge der 410.000 selbstständig Tätigen sowie der Angestellten mit einem Gehalt von über $ 24.474 zur Rentenversicherung zum 01.09. um 14,41% erhöht wurden. Dadurch steigt ebenfalls die Mindestrente auf $ 2.476,98 und die Höchstrente erreicht $ 18.146,84. Der Mindestbeitrag bei den Selbstständigen steigt ab Anfang kommenden Monats von $ 401,62 auf $ 459,49.

			***

			Im August wurden 81.532 Automobile, Lastwagen und Kleinlastern in das staatliche Register eingetragen. Es waren 6,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In den ersten acht Monaten wurden 669.606 Kfz angemeldet, 9,6% mehr als vor einem Jahr. Nach Ansicht des Verbandspräsidenten Abel Bomrad könnten bis Jahresende über 900.000 Kfz. eingetragen werden. 

			***

			Die lokale Fabrikation von Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen betrug im August laut Angaben des Verbandes ADEFA 69.922 Einheiten, 12,2% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Die Lieferungen an Agenturen lagen mit 88.922 Kfz um 20,8% über dem Vorjahr, aber der Export betrug nur 33.528 Einheiten, 6,5% unter dem Vorjahr. Die schwache Nachfrage in Brasilien hat sich direkt ausgewirkt. Die hohe Inlandsnachfrage wurde zum grössten Teil durch Importe aus Brasilien gedeckt. Dennoch verzeichnen die ersten 8 Monaten 2013 immer noch hohe Zunahmen. Produktion: +12,4%; Lieferungen an Agenturen: +17,6%; Export: +24,6%. 

			***

			Die Handelsbilanz mit Brasilien wies im August ein Defizit von u$s 534 Mio. aus. Während die argentinischen Exporte um innerjährlich u$s 1,28 Mrd. zurückgingen, stiegen die des Nachbarlandes um 8,8% auf u$s 1,81 Mrd. Der Rückgang der Ausfuhren vom August war der erste im bilateralen Handelsaustausch seit Januar. Seit Jahresanfang weis der Handel mit Brasilien für Argentinien ein Defizit von u$s 1,438 Mrd. aus.

			***

			Das Ministerium für Wissenschaft, Technologie und produktive Innovation, (MINCyT) lädt zur fünften Internationalen Kooperationsbörse für Unternehmen am 6. und 7. November 2013 im Palacio San Martín, Arenales 761 ein. Im Fokus der Veranstaltung steht die Förderung von Kooperationsprojekten von argentinischen und ausländischen Unternehmen, mit dem Ziel der gemeinsamen Entwicklung innovativer Technologien. Angesprochen sind deutsche Technologie-Unternehmen aller Industriezweige, die einen argentinischen Partner suchen. (Deutsch-Argenti-nische Industrie und Handelskammer)

			***

			Bundesrichterin Liliana Heiland ordnete die Regierung an, sämtliche Schritte zu unterlassen die dazu führen, dass die chilenische Luftfahrtgesellschaft LAN ihre Flugzeughalle im Stadtflughafen Aeroparque verlassen müsste. Mit diesem Beschluss wird eine Enthaltungsmassnahme von vergangener Woche (von Richterin Claudia Rodriguez Vidal) bestärkt, die in die gleiche Richtung ging. 

			***

			Durch den Mangel an Regen der vergangenen Wochen entwickelt sich die Lage in der Provinz Santa Fe für die Sonnenblumenernte, der Mais- sowie der Sojaernte äusserst ernsthaft. Besonders betroffen sind die Gemeinden San Cristóbal, 9 de Julio, Vera und General Obligado im Norden der Provinz. Von insgesamt zehn Gemeinden in der Mitte und Norden Santa Fes werden nur aus vier optimale Voraussetzungen gemeldet. Die Dürre, die zunächst im Norden (Salta und Jujuy) eingesetzt hat, dann in Santiago del Estero und Córdoba, dehnt sich auf weitere Gebiete aus und wirft einen dunklen Schatten auf die Aussaat für die Ernte 2013/14. 

			***

			Das Arbeitsministerium hat die Subvention pro Arbeitnehmer, die Unternehmen im Rahmen des Programmes zur Erhaltung von Arbeitsplätzen gewährt wird, von $ 1000 auf $ 1.500 pro Monat erhöht. Die Subvention wird während 12 Monaten gezahlt, kann aber verlängert werden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Uruguay ist für argentinische Sparer, die ihre Gelder ausser Land bringen möchten, weniger anziehend geworden. Uruguayische Banker weisen auf einen Rückzug von Depositen von argentinischen Inhabern hin. In Uruguay hat man bislang vermieden, öffentlich über dieses Thema zu reden, um die Immobilienpreise nicht unter Druck zu setzen. Die Argentinier bevorzugen immer mehr echte Steuerparadiese für ihr Kapital, wo die Steuerbehörde AFIP nicht so viel Druck oder Kontrollen auf die lokalen Behörden durchführen kann. Angeblich hat auch Néstor Kirchner die Seychellen bevorzugt, wo seine Frau CFK sich unlängst bei ihrem Aufenthalt, wie es heisst, um die Formalitäten der Erbschaft kümmern musste. 

			***

			Zum 1. August 2013 ist das Freihandelsabkommen der EU mit Nicaragua, Panama und Honduras im Rahmen des Abkommens „Zentralamerika“ provisorisch in Kraft getreten. Zur Gruppe Zentralamerika gehören ebenfalls Costa Rica, El Salvador und Guatemala. Allerdings ist das Abkommen für diese Länder noch nicht anwendbar.

			***

			Die Bemühungen um ein Freihandelsabkommen zwischen Brasilien und der Europäischen Union setzen sich fort. Am vergangenen Dienstag präsentierte die brasilianische Regierung einen Entwurf zum Abkommen. Dieser sieht die Senkung der Importzölle für 75% vor. Produkte, die als „sensibel für die heimische Wirtschaft“ betrachtet werden, sollen jedoch ausgeschlossen werden. Zu diesen zählen Waren aus den Sektoren Maschinen und Anlagen, Fahrzeugbau, Elektrogeräte und Chemie. Das Abkommen soll auch eine Milderung der Industrieproduktsteuer (Imposto sobre Produtos Industrializados, kurz: IPI) von 30% auf Autos vorsehen. Als ein Triumpf der brasilianischen Regierung gelten Verhandlungen über die Liberalisierung im Bereich der Dienstleistungen. Europäischen Flugunternehmen soll es zukünftig gestattet sein, in Brasilien Inlandsflüge anzubieten. Im Gegenzug dazu würde der europäische Luftraum den brasilianischen Unternehmen geöffnet werden. Der Entwurf des Abkommens soll bis Ende des laufenden Jahres auf den Weg gebracht werden. (Brazil News)

			***

			Am 21. Oktober will die brasilianische Regierung die Rechte für das riesige Offshore-Ölfeld Libra versteigern. In dem Ölfeld vor der Küste im Südosten des Landes werden Reserven von 8 bis 12 Mrd. Barrel vermutet. Es ist damit das größte jemals entdeckte Tiefseevorkommen. Ausser multinationalen Ölkonzernen dürften auch staatseigene Unternehmen aus Ländern wie China mit ins Rennen gehen. Nach Schätzung der vom brasilianische Staat kontrollierten Ölaufsichtsbehörde ANP müssen in den 35 Jahren, über die der Vertrag für Libra laufen wird, bis zu 400 Mrd. brasilianische Real, umgerechnet gut E 127 Mrd. investiert werden. Das Öl im Feld Libra lagert unter einer dicken Salz- und Gesteinsschicht in einer Wassertiefe von bis zu 7.000 Metern. Es gehört zu einer Reihe von seit 2007 in der Region im Atlantik entdeckten Vorkommen, die Brasilien in den kommenden Jahren zu einem der zehn größten Ölproduzenten machen könnten. (dowjones.de)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Kärcher
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			Dieser Hersteller von Reinigungsgeräten hat nach einer Investition von $ 3 Mio. die Einweihung seines neuen Gebäudes gefeiert. Zur Eröffnung war der Firmen-CEO Hartmut Jenner anwesend. Im Verlauf der ersten Jahreshälfte hat Kärcher Argentinien 60.000 Reinigungsmaschinen verkauft.

			Audi

			Die deutsche Automarke wurde erneut für den Transport aller IOC-Mitglieder und Delegationen während ihres Aufenthaltes in Buenos Aires beauftragt.

			Mc Donalds

			Diese Schnellimbisskette hat eine weitere Filiale im Stadtteil Puerto Madero eröffnet. Das Lokal hat eine Gesamtfläche von 442 Qm und bietet Sitzplätze für 176 Gäste. 

			Sanofi

			Dieses französische Pharmalabor investiert u$s 11,7 Mio. um die Produktionskapazität in den Werken von Pilar und Lomas del Mirador, beide in der Provinz Buenos Aires, zu erhöhen. 

			IRL

			Diese peruanische Bergbaugesellschaft kündigte eine Investition i.H. von $ 560 Mio. an, die für den Abbau von Gold und Silber in den Ortschaften von Jaramillo und Fitz Roy, in der Provinz Santa Cruz, und im Rahmen des sogenannten Projekts Don Nicolás bestimmt ist. Die jährliche Produktion soll 52.000 Unzen Gold, und 56.000 Unzen Silber erreichen. 

			La Bodega del Fin del Mundo

			Diese Weinkellerei, dessen Eigentümer Julio Viola und Eduardo Eurnekian sind, starten das Projekt „Clos del Fin del Mundo“. Dabei geht es um die Möglichkeit, ein Weinanbaugebiet von 3 Hektar in San Patricio del Chañar, in der Provinz Neuquén, zu erwerben. Die Ortschaft liegt weniger als 100 Kilometer von Operationszentrum von Vaca Muerta entfernt.

			Aerolíneas Argentinas

			Das staatliche Luftfahrtunternehmen erhielt am Donnerstag den ersten Airburs A-330/200, der zu den schon gelieferten Airburs A-340 hinzukommt, die für Flüge nach USA, Europa und Australien eingesetzt werden. In diesem Jahr sollen noch weitere drei 330/200 erhalten werden, sowie zwei weitere A-340, womit dann die Flotte für lange Auslandsflüge voll mit Airbus-Maschinen versorgt wird. 

			Massey Ferguson

			Dieser weltweit führende US-Traktorenhersteller wird demnächst auch in Argentinien im Agco Werk in General Rodriguez seine Agrarmaschinen produzieren. Vorgesehen ist eine jährliche Produktion von bis zu 3500 Traktoren, die zum Teil exportiert werden sollen. Insgesamt wurden u$s 35 Mio. investiert. Ab Juni 2014 sollen hierzulande ebenfalls die Motores für die Schlepper erzeugt werden.

			Mercedes-Benz 

			Diese deutsche Automarke des Premiums-Segments weihte den „Paseo Fangio“ im Stadtteil Palermo ein. Dafür wurden aus Deutschland zwei historische Modelle gebracht: der Mercedes-Benz 220 SE, mit dem 1962 die Schwedinnen Ewy Rosqvist und Ursula Wirth erfolgreich gefahren sind, und der Mercedes-Benz 300 SL Coupe Roadster, ein persönliches Geschenk der Automarke an Juan Manuel Fangio, als er sich von der F-1 trennte.

			Puente 

			Diese Finanzgesellschaft übernahm 50% von Megainver, die Verwaltungsgesellschaft von Investmentfonds, der von Nora Trotta und Miguel Kiguel kontrolliert wird. Nach Ansicht von Federico Tomasevic, dem Präsidenten von Puente, werden die Investitionen in Fonds stark wachsen. „Früh oder spät wird das auf Sparkonten oder in Form von Festgeld deponierte Geld nach Alternativen suchen“, meinte Tomasevich. Megainver hatte im August ein Portfolio von $ 893 Mio. Der übernommene Firmenteil gehörte Federico und Mariano Weil.
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			Die Beschleunigung der Inflation

			Für August 2013 liegt die Zunahme der Konsumentenpreise laut provisorischen privaten Berechnungen um die 2,5%, was hochgerechnet auf 12 Monate 34,5% ergibt. Die Consulting-Firma Elypsis gelangt auf 2,4%. Die Firma weist darauf hin, dass im August Preiszunahmen von durchschnittlich 4,1% gegenüber Juli 2013 bei 47,4% der erhobenen Produkte stattgefunden haben, aber auf der anderen Seite 13,1% der Produkte Preisabnahmen verzeichnen. Die Abweichungen vom Gesamtdurchschnitt sind somit bedeutend, so dass derjenige, dessen Warenkorb mehr aus verteuerten Produkten besteht, eine höhere Zunahme verzeichnet. Besonders stark stiegen im August Gemüse (+15,5%, die zu den +13,7% von Juli hinzukommen), Obst (+6,5%) und Brot und Teigwaren (+2,8%, nach +4,6% im Vormonat). Hingegen waren die Zunahmen gegenüber dem Vormonat niedriger bei Rindfleisch (+0,9%), elektronischen Geräten (+0,4%) und Textilien für den Haushalt (+0,55).

			Die monatlichen Zunahmen, die eine Gruppe von Oppositionsdeputierten auf Grund des Durchschnittesmehrerer privater Erhebungen veröffentlicht, ergab dieses Jahr folgende Ergebnisse: Januar: +2,55 (Letzte 12 Monate: 26,28%); Februar: 1,20% (25,3%); März: 1,54% (24,43%); April: 1,52% (23,67%); Mai: 1,57% (23,39%); Juni: 1,93% (23,78%); Juli: 2,55% (24,91%). Ab Januar und bis Juli lagen die monatlichen Raten unter 2% und die jährlichen unter 24%. Im Juli trat eine Tendenzwende ein.

			Gesamtwirtschaftlich hängt die allgemeine (dauerhafte) Preiszunahme, die als Inflation bezeichnet wird, mit der hohen monetären Expansion und den Lohnerhöhungen zusammen, die in der Regel auf die Preise abgewälzt werden. Die monetäre Basis (Banknoten in Händen des Publikums plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg zum 23. August in einem Monat um 1,85 % und in 12 Monaten um 24,02%, und das Aggregat M2 (Banknoten in Händen der Bevölkerung plus Giro- und Spardepositen), das die ZB zur Messung der monetären Entwicklung verwendet, stieg um 1,19%, bzw. 26,06 %. Die Expansionsrate hat sich stark verringert, nachdem sie in beiden Fällen vor einigen Monaten noch nahe bei 40% und vor einem Monat bei fast 30% jährlich lag, ist aber immer noch mit der unterschwellig von der Regierung angepeilten Jahresinflation von 20% bis 25% unvereinbar. 

			Jetzt sind noch besondere Umstände hinzugekommen, ganz besonders die Wirkung der extremen Kälte eines harten und anormal lang dauernden Winters. Die Zeitung „Clarín“ hat eine einfache Erhebung veröffentlicht (31.8.13), bei der sie den Gesamtpreis eines Warenkorbes, den sie bei grossen Supermärkten in der Bundeshauptstadt im Mai gekauft hat, mit dem gleichen Korb Ende August vergleicht. Von insgesamt $ 603,61 ging der Gesamtbetrag um 13,06% auf $ 682,47% hinauf. Dabei stieg die Sparte Obst und Gemüse um 33,9%, was auf die Winterkälte zurückzuführen ist, die auf der anderen Seite auch damit zu tun hat, dass der Rindfleischpreis nur um 1,5% stieg. Denn die Kälte zwingt die Landwirte, ihre Weiden zu entlasten, so dass mehr Tiere angeboten werden. Ohnehin ist dies notwendig, um Platz für die Kälber zu schaffen, die im Frühling geboren werden. Die anderen Produkte des Clarín-Warenkorbes lagen in der Nähe des Gesamtdurchschnittes. 

			Bei Gemüse bestehen grosse Unterschiede. Während der Preis für Tomaten sich in kurzer Zeit mehr als verdoppelt hat, ist er bei Kartoffeln u.a. Produkten viel weniger gestiegen. Man sollte davon ausgehen, dass das mildere Klima, das jetzt eintritt, bald zu einem höheren Angebot führt, besonders bei den sehr stark verteuerten Produkten, die für die kleinen Landwirte, die sie erzeugen, jetzt besonders interessant sind. Man kann somit damit rechnen, dass der Preis für Gemüse sich beruhigt. Doch bei Fleisch könnte es umgekehrt sein, da das überhöhte Angebot dann wieder durch ein geringeres ausgeglichen wird, wobei dann auch der höhere Wechselkurs eine Rolle spielt.

			Ein Sonderfall ist der Mehlpreis, um den sich Binnenhandelssekretär G. Moreno besonders gekümmert hat, jedoch genau das Gegenteil seiner guten Absichten erreicht hat. Der Weizenpreis ist auf dem Binnenmarkt zwischen Februar und Juli um 110% gestiegen, was sich auf den Preis für Brot (der um 30% stieg) und Teigwaren ausgewirkt hat. Ausserdem hat dies auch andere Preise in die Höhe gezogen, wie Roggenbrot u.a. Brotarten. Die Grundursache war die niedrige Ernte von nur 9,8 Mio. t, von der 3,1 Mio. t exportiert wurden. Die verbleibenden 6,7 Mio. t sollten indessen den internen Konsum und auch den Export von Mehl und Teigwaren bequem decken. Das war jedoch nicht der Fall. Die Landwirte haben Weizen einbehalten und Knappheit verursacht, wobei sie unter den bestehenden Umständen mit einer relativ geringen Zurückhaltung beim Angebot sehr viel erreichten, da die Nachfrage unelastisch ist und der Weizen normalerweise nur 11% des Brotpreises darstellt. Die niedrige Ernte ist auf die total verkehrte Weizenpolitik zurückzuführen, die den internen Preis lange Zeit um über 20% unter den Paritätspreis (Weltmarktpreis minus Exportzölle, Steuern, Gebühren und Transport- und Exportkosten) drückte, weil ein niedriges Exportkontingent festgesetzt worden war. Ohne dies wäre mehr Weizen gesät worden, und die Ernte hätte mindestens 13 Mio. t ausgemacht, womit überhaupt kein Problem aufgetraucht wäre. 

			Die Preiszunahmen wurden im August ausserdem noch durch die stärkere Abwertungsrate angeheizt, von 3%, gegen 2,2% im Juli, 1,9% im Juni und 1,2% bis 1,5% in den vorangehenden Monaten dieses Jahres. 2012 betrug die Abwertung 15,5%, gegen 8,2% 2011 und 4,7% 2010. Offensichtlich bemüht sich die Regierung, den Kursrückstand teilweise aufzuholen, der seit 2003 eingetreten ist. Jenes Jahr ging der Kurs sogar um 12,7% zurück, und danach stieg er wenig: 2004 um 1,23%, 2005 um 1,9%, 2006 um 1,2%, 2007 um 2,6%, 2008 um 9,6% und 2009 um 9,9%. Die internen Preise stiegen ab 2003 unverhältnismässig stärker als der Wechselkurs, und die Löhne noch mehr, wobei in diesem Fall allerdings der Ausgangspunkt sehr niedrig war, da die Krise von 2001/02 zu einem bedeutenden Reallohnverlust geführt hat. 

			Der Wechselkurs wirkt sich direkt auf die Preise von Importprodukten aus, indirekt auch auf die der Exportprodukte, die auch im Inland konsumiert werden, wie besonders Getreide und Ölsaaten. Doch auch der Schwarzkurs hat eine gewisse Wirkung, weil er als Signal für eine stärkere Abwertung des offiziellen Wechselkurses aufgefasst wird. Die voraussichtliche Entwicklung ist in Argentinien bekannt: gelegentlich wird der schwarze Kurs legalisiert und als „finanziell“ getauft werden, und dann werden immer mehr Zahlungen in beiden Richtungen ganz oder teilweise auf diesen Markt verlegt, bis der Kurs dann wieder vereinheitlicht wird, was eine stärkere Abwertung mit sich bringt. Unternehmen, die mit Wiederbeschaffungskosten rechnen, müssen somit schon jetzt einen höheren Kurs einkalkulieren. 

			Eine stärkere Abwertung wirkt sich somit auf die internen Preise aus, wobei diese allgemein weniger steigen als der Kurs. Eine Abwertung bedeutet eine Änderung der relativen Preise, die darin besteht, dass die Preise allgemein weniger steigen als die der Import- und Exportprodukte. Doch dies bedeutet eine Verringerung des Reallohnes. Und wenn dies nicht als unvermeidliche Tatsache erkannt wird, und die Gewerkschaftsthese beibehalten wird, dass der Reallohn nicht abnehmen darf, dann ensteht ein Rennen zwischen Löhnen und Wechselkurs, das die Inflation anheizt. 

			Für die Regierung ist der Inflationssprung der letzten Wochen eine besonders schlechte Nachricht, da dies das Wahlergebnis vom 27. Oktober direkt beeinflusst. Bei den Meinungsumfragen tritt die Sorge um die Inflation immer mehr hervor, an erster oder zweiter Stelle, statt dritter oder vierter. Es ist eigentlich ein Hinweis auf den Einkommensverlust, der dabei entsteht, wobei die hohen Preissteigerungen bei gewöhnlichen Lebensmitteln bei Familien mit niedrigerem Einkommen noch stärker ins Gewicht fallen. Dass importierte Produkte bisher weniger gestiegen sind, weil der Wechselkurs hinter der internen Inflation zurückgeblieben ist, begünstigt Familien mit höherem Einkommen, jedoch kaum die ärmeren Bevölkerungsschichten.

			Der Inflationssprung zeigt auch, dass die Einfrierung der Preise bestimmter Produkte (nicht unbedingt der notwendigsten), die Moreno verfügt hat, versagt hat. Diese Preise wurden entweder nicht eingehalten, oder die Waren, um die es ging, wurden bald ausverkauft. Oft sind in den Supermärkten auch analoge Produkte, die nicht eingefroren sind, billiger zu haben, wobei die eingefrorenen von Sonderrabatten ausgeschlossen werden. 

			Wenn die relativ hohen Inflationsraten andauern, dann wirkt dies beiläufig auch rezessiv, da dann weniger gekauft wird. Wie weit dies mit der steuerlichen Entlastung ausgeglichen wird, die jetzt verfügt wurde, sei dahingestellt. Dies dürfte eher ein Tropfen auf den heissen Stein sein. Abgesehen davon, sei hier bemerkt, dass die Politik der Erhaltung der Nachfrage, die eines der Grundprinzipien der offiziellen Wirtschaftspolitik darstellt, mit einer Politik der Verringerung der Inflationsrate unvereinbar ist. Das einzige, was jetzt verhindert, dass die Inflation ganz aus den Fugen gerät, ist die Tatsache, dass die Gesamtnachfrage nach Lebensmitteln u.a Produkten des Grundkonsums schwach ist.
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			Die Sorge um die Konkurrenzfähigkeit der Industrie

			Der Präsident des Dachverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“ (UIA), Héctor Mendez, stellte in der Rede zum Tag der Industrie, der am Dienstag in Tecnópolis gefeiert wurde, die Frage der Konkurrenzfähigkeit in den Mittelpunkt. Einige Tage danach gab das weltwirtschaftliche Forum (WEF, „World Economic Forum“ auf englisch) die jährliche Tabelle der Konkurrenzfähigkeit der einzelnen Staaten bekannt. Argentinien lag dieses Jahr auf Platz 104, 10 Punkte unter dem Vorjahr, unter den anderen süd-amerikanischen Staaten, mit Ausnahme von Venezuela und Paraguay. Die Konkurrenzfähigkeit wird hier nicht nur am Wechselkurs gemessen, sondern auch auf der Grundlage der Inflation, der Korruption, der störenden Regulierungen der Regierung, insbesondere der der Devisenbewirtschaftung, und auch dem Zugang zu den internationalen Finanzierungsquellen. An erster Stelle steht die Schweiz, an zweiter Singapur, an dritter Finnland, an vierter Deutschland und an fünfter die USA.

			In Argentinien besteht allgemein die Sorge, nicht nur bei der Industrie, über die verlorene Konkurrenzfähigkeit beim Export und auch auf dem Binnenmarkt gegenüber importierten Produkten. In diesem Fall haben viele Industrieunternehmer gegenwärtig ein Damoklesschwert über dem Kopf, da sie durch die strenge Kontingentierung geschützt werden, die Binnenhandelssekretär Moreno beim Import vollzieht, die jedoch keine legale Grundlage hat und internationale Abkommen (WHO und Mercosur) grob verletzt. Prinzipiell werden Importe von Gütern, die mit lokal hergestellten konkurrieren, nur sehr beschränkt zugelassen, oft überhaupt nicht. Doch Moreno hat die Unternehmer wissen lassen, dass dies nicht ewig dauern werde. Er sprach von etwa zwei Jahren, und forderte sie auf, sich zu bemühen, in dieser Zeit ihre Konkurrenzfähigkeit zu erhöhen, um trotz Angeboten importierter Waren weiter bestehen zu können.

			Die unmittelbare Lösung des Problems besteht in einer Abwertung. Doch die Unternehmer sind hier vorsichtig geworden, was auch Mendez zum Ausdruck brachte. Sie wissen ausserdem, dass die Regierung den Wechselkurs weiter verwalten wird und dabei in letzter Zeit den Abwertungsrhythmus erhöht hat. Ein Abwertungsschock kommt nicht in Frage, und es hat keinen Sinn, es mit der Regierung zu verderben, indem man so etwas fordert. Dennoch befürworten viele Unternehmer unterschwellig einen Abwertungssprung.

			Ohne drastische Abwertung müssen Alternativen gesucht werden. Mendez erwähnte den Schaden, den die Industrie durch die vorzeitige Liquidierung der Exportdevisen (Beschluss 142) erleide und auch die Probleme, die beim Import von Rohstoffen und Gütern entstehen, die weiter verarbeitet werden. Er ging jedoch nicht näher auf diese Problematik ein. Bei vielen Unternehmen geht es einmal um das „just in time“, nämlich um den Import von Rohstoffen und Teilen im Ausmass der Produktion, ohne grosse Lagerbestände zu bilden, so dass Finanzierungs- und Lagerungskosten gespart werden. Das ist jetzt nicht möglich, weil der Unternehmer nicht weiss, wie lange es dauert, bis die Genehmigung für den Import erteilt wird. Ebenfalls handelt es sich darum, dass viele Unternehmen sofortigen Zugang zu importierten Teilen brauchen, wenn die lokalen Lieferanten nicht genug liefern können, oder nicht genau das, was für einen Fabrikationsprozess gerade notwendig ist. Die moderne Industrie benötigt eine grosse Flexibilität, um Kosten zu senken, eine hohe Qualität zu erreichen und Effizient zu sein. Das Moreno-System führt oft zu Fabrikationsunterbrechungen, die kostenerhöhend wirken.

			Ebenfalls schnitt Mendez das Problem der Verzögerung der Rückgabe der MwSt beim Export und der Rückvergütungen für bestimmte Industrieprodukte (die reine Subventionen sind, mit denen angeblich intern gezahlte Steuern zurück erstattet werden) nicht an. Gelegentlich sind es viele Monate, und das verursacht Finanzierungsprobleme und zusätzliche Zinskosten. Dieses Thema könnte gewiss viel besser verwaltet werden, wobei die Alternative der Verpflichtung einer privaten Firma für diese Arbeit das Problem sofort lösen würde.

			Allgemein besteht ein Finanzierungsproblem, das kostenerhöhend wirkt. Bei grösseren Unternehmen ist der Zugang zum internationalen Kredit gesperrt, der billiger als der lokale ist, oder dies ist nur mit einer so hohen Risikoprämie möglich, dass er uninteressant wird. Kleine und mittlere Unternehmen haben Schwierigkeiten beim Zugang zum Bankkredit, der ohnehin gesamthaft sehr gering ist. Viele dieser Unternehmen finanzieren sich über Finanzanstalten, die nicht bei der ZB eingetragen sind, und meistens unverschämt hohe Zinsen fordern. Diese überhöhten Zinsen wirken sich schliesslich auf die Kosten aus. Es fällt auf, wie wenig Unternehmen sich über den Börsenhandel mit vordatierten Schecks finanzieren, bei dem sie Geld zu viel niedrigeren Zinsen erhalten. Das hängt auch damit zusammen, dass die Qualifizierung der kleineren Unternehmen durch eine Gesellschaft für gegenseitige Risikoversicherung (die Cavallo Mitte der 90er Jahre auf der Grundlage eines erfolgreichen spanischen Vorbildes eingeführt hat) kaum verwendet wird.

			Das Studienzentrum für Wirtschaft der UIA hat berechnet, dass die Kosten der Industrie 2012 um 22,7% gestiegen sind, die Preise der Industrieprodukte (ab Fabrik) hingegen nur um 11%. In den letzten 7 Jahren sei 2009 das einzige gewesen, in dem die Kosten weniger als die Fabrikpreise gestiegen sind. Die Industrie steht somit unter Druck und reagiert immer mehr, nachdem klar geworden ist, dass die Regierung das Problem nicht lösen wird. Diese Regierung hat überhaupt keinen Sinn für Effizienz und unternehmerische Dynamik. 

			Das Grundproblem besteht darin, dass die Löhne viel stärker als die Preise und der Wechselkurs gestiegen sind. Über dieses Thema reden die Unternehmer nur im Flüsterton. Es fehlt ihnen der Mut, eine Änderung der Art der Lohnverhandlungen zu befürworten, bei der sie nicht gezwungen werden, Erhöhungen zu geben, die sie nachher nicht verkraften können. Wir haben an dieser Stelle befürwortet, dass bei den Lohnverhandlungen auch ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums mitmacht (wo es ein Unterstaatssekretariat für Konkurrenzfähigkeit gibt), der mit entscheidet (was eine Reform des Gesetzes erfordert) und sich Lohnerhöhungen wiedersetzt, die nicht durch Gewinne oder Effizienzzunahmen ausgeglichen, sondern einfach auf die Preise abgewälzt werden. Doch wir sind die einzigen, die es wagen, eine derartige Ketzerei offen zu sagen.

			Es geht bei der Konkurrenzfähigkeit allgemein um Kostensenkung. Der Einsatz der Computertechnologie bietet enorme Möglichkeiten in diesem Sinn, die immer mehr ausgenutzt werden. Dennoch werden einfache Möglichkeiten immer noch beschränkt genutzt, wie die Zahlung an Lieferanten u.a. über Internet statt per Scheck. Auch der Einsatz neuer Maschinen geht meistens mit der Ersparnis von menschlicher Arbeit einher. Dies ist jedoch wegen des Konfliktes mit dem Pariser Klub begrenzt, der weiche Kredite für Maschinenlieferungen verhindert, die zur Erhöhung Konkurrenzfähigkeit beitragen. 

			Die Unternehmen greifen auch mehr zum „Outsourcing“, bei dem sie bestimmte Tätigkeiten auf billigere Lieferanten verlagern. Sie sind billiger, entweder, weil sie sich spezialisieren oder weil sie niedrigere Löhne zahlen als Grossunternehmen, die durch ihre Arbeitsverträge eine teure Lohnstruktur haben. Im Extremfall geben Unternehmen bestimmte Tätigkeiten einfach auf, weil sie nicht rentabel sind, oder weil sie sich auf bestimmte Tätigkeiten spezialisieren.

			Die Kehrseite der Medaille ist der Verlust an Arbeitsplätzen. Aus einer Umfrage der Consulting-Firma SEL („Sociedad de Estudios Laborales“) bei 150 führenden Unternehmen ergibt sich, dass 33% der Unternehmen zwar keine massiven Entlassungen durchführen, aber die freien Stellen nicht besetzen. Wenn dies nicht ausreicht, so erwägen 25% direkte Entlassungen oder solche im Rahmen eines präventiven Krisenverfahrens, bei dem auch Kürzungen der Arbeitszeit oder ganze Tage ohne Arbeit gestattet sind. Laut INDEC-Statistik über Beschäftigung lag die Zahl der Arbeitsplätze im privaten Bereich im 1. Quartal 2013 mit 6,34 Mio. nur um 0,29% über der gleichen Vorjahresperiode, wobei das 4. Quartal 2012 sogar eine interanuelle Abnahme verzeichnet hatte.

			Die Regierung hat keine Antwort auf diese Entwicklung, die sie bisher mit einer zunehmenden Einstellung im staatlichen Bereich zum Teil ausgeglichen hat. Das ist jedoch immer weniger möglich, wobei sich gleichzeitig das Problem der unzureichenden Schaffung von Arbeitsplätzen verschärft. Die gesamtwirtschaftliche Lösung beruht einmal auf stärkeren wirtschaftlichem Wachstum, was unmittelbar nicht vorauszusehen ist. Und dann müsste die Arbeitsgesetzgebung flexibler gestaltet werden, was für diese Regierung tabu ist. Denn es gibt potentiell immer Arbeitsplätze, aber nicht zu den bestehenden Bedingungen, die in der Arbeitsgesetzgebung und den Gesamtarbeitsverträgen bestimmt werden.

			

		

	